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EINLEITUNG
EinleitungEinleitung

Die Geschichte der Bundesrepublik Deutschland zwischen 1949 und 1963
hat als Adenauer-Ära Eingang in das öffentliche Bewußtsein gefunden. Mit
ihr werden vornehmlich außenpolitische Erfolge assoziiert: die Erlangung
der (wenngleich eingeschränkten) Souveränität (Besatzungsstatut, Deutsch-
landvertrag) sowie die gleichberechtigte Integration des Bonner Staates in
ein europäisches und atlantisches Bündnissystem.

Demgegenüber fehlte es nicht an Kritikern der Innenpolitik des Regie-
rungschefs, selbst unter politischen Weggefährten. Kein Geringerer als der
damalige Bundesminister für besondere Aufgaben, Franz Josef Strauß,
machte sich zu deren Sprachrohr, als er dem „alten Herrn“ im Palais
Schaumburg mangelndes innenpolitisches Interesse und Engagement atte-
stierte. Der CSU-Politiker verdeutlichte gleichzeitig, daß es sich auch bei der
regierungstragenden Union nicht um einen monolithischen Meinungsblock
handelte, daß es vielmehr thematische Differenzen und Profilierungsversu-
che zwischen den beiden Schwesternparteien gab sowie politische wie per-
sönliche Reibungsverluste zwischen diesen und dem Kanzler, insbesondere
über dessen Führungsanspruch und -stil. Der diesbezüglich zum Ausdruck
kommende Unmut wurde letztendlich laut über der sich in Konturen immer
deutlicher abzeichnenden Ausformung des bundesrepublikanischen Staats-
wesens und Regierungssystems zu einer Kanzlerdemokratie, wie sie sich in
der Folgezeit mit Wirkung bis in die Gegenwart dann auch etablierte.

Das Grundgesetz steckte lediglich den verfassungsrechtlichen Rahmen
zur Konstituierung einer parlamentarischen Republik ab und überließ die
Frage ihrer funktionalen Ausgestaltung der ferneren politischen Entwick-
lung. Außer für die Kommunisten und neonazistische Splitterparteien hat
sich bei Aufbau und Konsolidierung des westdeutschen Teilstaates die Frage
nach Restauration oder Neubeginn in dieser alternativen Form nicht gestellt.
Gedacht war in demokratischen Kreisen an eine „verbesserte“ Weimarer Re-
publik. Dies zu erreichen, hing weitgehend von dem Gelingen ab, die zer-
splitterten parteipolitischen Kräfte zu bündeln, Rechts- und Linksextremis-
mus die parlamentarische Plattform zu entziehen. Deshalb achteten bereits
die westlichen Besatzungsmächte bei ihrer Lizenzvergabe darauf, daß die
zukünftige Parteienlandschaft nicht zu sehr zerklüftet wurde. Auch waren
sie sehr zögerlich bei der Zulassung rechter Parteien. Das änderte sich nach
Aufhebung der Lizensatspflicht 1949/50, doch hielten sich Parteienzersplit-
terung und -extremismus in vertretbaren Grenzen. Die als Lehre aus der



Machtübertragung an die NSDAP und der daraus resultierenden gemeinsa-
men Verfolgung zunächst konsequent erschienene Bildung eines „Antifa-
Blocks“ aus den beiden klassischen deutschen Arbeiterparteien scheiterte in
Westdeutschland allerdings am demokratischen Selbstverständnis der SPD.
Der Wille zur Kräftekumulation innerhalb der bürgerlich-demokratischen
Parteien fand hingegen seinen Niederschlag in der Union der beiden christ-
lich-konservativen, mit bewußt überkonfessionellem Anspruch auftreten-
den Parteien CDU und CSU.

Die für die junge Bundesrepublik von den staatstragenden großen Partei-
en Union, Sozialdemokratie und Liberalen als von existentieller Bedeutung
erachtete Aufgabe bestand in der politischen Stabilisierung einer heteroge-
nen Nachkriegsgesellschaft, wie sie Deutschland bisher nicht gekannt hatte.
Diese Problematik bildet das Leitmotiv unserer Edition. Berechnungen zu-
folge gab es 1950/51 in der Bundesrepublik über 8 Mill. Vertriebene, rund
2,5 Mill. Kriegshinterbliebene, 1,5 Mill. Schwerkriegsversehrte nebst Ange-
hörigen, 3 Mill. Spätheimkehrer, 4,5 bis 6 Mill. Fliegergeschädigte, über
1,5 Mill. Arbeitslose, daneben zwischen 1,5 und 2,5 Mill. aus der Bahn ge-
worfene Stützen des NS-Regimes in Person ehemaliger Beamter, Parteiange-
stellter und Berufssoldaten.1 Diese durch Kriegsverlauf und Zusammen-
bruch des Dritten Reiches sogenannten „Entwurzelten“ stellten ein latentes
antidemokratisches Wählerpotential dar, um dessen Gunst mehrere extre-
mistische Rechtsparteien warben, die bei der ersten Bundestagswahl im Au-
gust 1949 immerhin 10,51 % der abgegebenen Stimmen erhielten. Adenauer
hat bewußt zunächst die DP mit ihrer national-konservativen Klientel, spä-
ter den GB/BHE mit seinem Vertriebenenanhang in den regierungstragen-
den demokratischen Bürgerblock integriert.

Sehr rasch kam es zu einem Konzentrationsprozeß aufgrund der Sogwir-
kung von CDU und CSU, dem u. a. die Koalitionspartner DP, später BHE
sowie das Zentrum und die Bayernpartei als Bundestagsparteien zum Opfer
fielen. In das Magnetfeld der SPD geriet die KPD, deren Verbot durch das
Bundesverfassungsgericht sie vor dem Absturz in die parlamentarische Be-
deutungslosigkeit bewahrte. Die neofaschistische SRP teilte dieses Schicksal.
Letztlich ließ sich das Schlupfloch zum Einzug in den Bundestag für rechte
Splitterparteien und sogenannte unabhängige Gruppierungen nur durch eine
Änderung der 1949 durchgeführten „Verhältniswahl auf Mehrheitsbasis“
verstopfen. Eine von der CDU im Sinne ihrer Bevorteilung ausgelöste Wahl-
rechtsdebatte mit dem öffentlich unausgesprochenen Ziel eines Zweipartei-
ensystems nach amerikanischem Vorbild scheiterte verständlicherweise an
den Koalitionspartnern, so daß es für die Bundestagswahl 1953 bei einer
Modifizierung blieb, ehe ab der III. Legislaturperiode ein Wahlgesetz griff,

Einleitung2

1 Vgl. dazu Parteien-Handbuch, Bd. 1, S. 210–211.



das im Prinzip bis heute Gültigkeit besitzt und derzeit auf ein Dreiparteien-
system ausgelegt war.

Mit einem demokratischen Parteiengefüge war das Fundament gegossen,
auf dem sich die tragenden Säulen der Bundesrepublik errichten ließen. Als
deren bedeutsamste mußte eine Wirtschafts- und Sozialordnung gelten, die
durch ökonomisches Wachstum und gesellschaftlichen Ausgleich politische
Befriedung und Stabilität versprach. Keine Frage: Die kapitalistische Groß-
wirtschaft war durch ihre Mitverantwortlichkeit am Untergang der Weima-
rer Republik und ihr enges Zusammenspiel mit dem Nationalsozialismus,
das auch prozessuale Folgen zeigte (z. B. Krupp-Prozess), desavouiert. Der
durch die siegreiche Sowjetunion verkörperte Sozialismus, der in der SBZ
seine Chance erhielt, tauchte auch sedimentär in den ersten Nachkriegspro-
grammen westdeutscher Parteien neben der KPD auf. Dem Einbau plan-
wirtschaftlicher Elemente, wie sie im Ahlener Programm der CDU Nord-
rhein-Westfalen enthalten waren, bzw. der Installation einer sozialistischen
Demokratie, wie sie die SPD akzentuierte, hätten im Zuge späterer politi-
scher Entwicklung keine verfassungsrechtlichen Hindernisse im Weg ge-
standen. Doch unter dem starken Einfluß Adenauers, der gute Kontakte zur
Wirtschaftsrepräsentanz besaß, entschied sich die CDU noch vor den Wah-
len zum ersten Deutschen Bundestag für die „soziale Marktwirtschaft“. Die
CSU lehnte jeglichen Sozialismus ab, votierte aber zunächst für eine am Ge-
meinwohl orientierte gelenkte kapitalistische Wirtschaft (Grundsatzpro-
gramm vom Dezember 1946), ehe sie sich – längst praktiziert – 1957 eben-
falls zu den Grundsätzen einer sozialen Marktwirtschaft bekannte, gefolgt
von der SPD im Godesberger Programm (15. 11. 1959).2

Das Grundgesetz wies demokratischen Parteien den Status von Verfas-
sungsorganen und somit ein entscheidendes Maß an politischer Verantwor-
tung zu, was insbesondere die Wahl des Regierungschefs durch den Deut-
schen Bundestag verdeutlicht. Aufgrund ihres Selbstverständnisses als einzi-
ge politisch unbelastete Nachkriegspartei meldete Kurt Schumacher für die
SPD frühzeitig den politischen Führungsanspruch an. Er mußte aber bereits
hinnehmen, daß im Parlamentarischen Rat eine Pattsituation zwischen sei-
ner und der CDU/CSU-Fraktion bestand, die mit Konrad Adenauer auch
noch den Präsidenten dieses verfassunggebenden Organs stellte. Der SPD-
Vorsitzende hat politischen Ehrgeiz und Durchsetzungsfähigkeit seines spä-
teren persönlichen Gegenspielers gehörig unterschätzt und fand sich dabei
in guter Gesellschaft mit unionsinternen Kontrahenten des ehemaligen Köl-
ner Oberbürgermeisters und nunmehrigen CDU-Vorsitzenden der briti-
schen Zone, dem erst als Regierungschef 1950 die Zusammenführung der re-
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gionalen Verbände der CDU und die Übernahme des Bundesvorsitzes ge-
lang. Daß die erste Bundestagswahl vom 14. August 1949 knapp und
überraschend zugunsten der Union ausfiel, verdankte diese nicht zuletzt
dem engagierten Wahlkampfeinsatz Adenauers sowie Ludwig Erhards, des-
sen Formel von der sozialen Marktwirtschaft von einem Gutteil der Wähler-
schaft als eine überzeugende Symbiose aus Kapitalismus und Sozialismus
begriffen wurde. Darüber, daß der Neuaufbau einer staatlichen Zentralge-
walt und demokratischer Gesellschaftsstrukturen am ehesten mit Hilfe einer
großen Koalition zu bewerkstelligen sei, herrschte weitverbreiteter Konsens
innerhalb beider großen Parteien, wobei der nordrhein-westfälische CDU-
Ministerpräsident Karl Arnold als entsprechender Protagonist Anspruch auf
die Kanzlerschaft anmeldete. Konrad Adenauer hingegen wollte den Wahl-
gewinn nutzen, um die Union als dominante und prägende politische Kraft
im Sinne christlich-abendländischer Werte und als Bollwerk gegenüber jeg-
lichen Sozialisierungstendenzen zu etablieren. Noch ehe innerhalb der Par-
teien und zwischen diesen erste konkrete Überlegungen zur Regierungsbil-
dung angestrengt wurden, gelang es ihm, unter diesem antisozialistischen
Vorzeichen die Zustimmung der FDP zur Beteiligung an einer von ihm ge-
führten Regierung zu erhalten, wobei er den Liberalen seinerseits offerierte,
ihren Vorsitzenden Theodor Heuss in Vorschlag für das Amt des Staatsober-
hauptes zu bringen. Adenauer manövrierte sich durch geschicktes innerpar-
teiliches Taktieren in die Position des Kanzlerkandidaten, als der er letztlich,
nach Überwindung beträchtlichen innerfraktionellen Widerstandes, freie
Hand zur Bildung einer Koalitionsregierung mit der FDP unter Einschluß
der DP erhielt.

Ohne die SPD auf Theodor Heuss einschwören zu können und nur unter
mühevoller Einigung der CDU/CSU-Fraktion wurde dieser am 12. August
1949 zum Bundespräsidenten und auf seinen Vorschlag hin Konrad Adenau-
er am 15. September 1949 vom Deutschen Bundestag zum ersten Regierungs-
chef der Bundesrepublik Deutschland gewählt. Es geschah dies knapp, mit ei-
ner, nämlich seiner eigenen Stimme Mehrheit, und zudem bei drei zunächst
strittigen, dann vom Plenum aber als gültig erklärten Stimmzetteln. Mit der
Vereidigung des Kabinetts fünf Tage später konnte die Regierungsarbeit end-
lich aufgenommen werden. Adenauer hat die Koalitionsbildung stets als sein
von der Richtlinienkompetenz verbrieftes Privileg erachtet. Die erste Mini-
sterliste entsprach seinen personellen Vorstellungen, sieht man von Gustav
Heinemann einmal ab, dem als engagiertem Synodalen die Rolle des Vorzei-
geprotestanten der Union zufallen sollte, der sich mit dieser Rolle allerdings
nicht begnügte. Der Regierungschef hielt die Fachminister am langen Zügel,
solange sie sich auf ihre Ressortzuständigkeit beschränkten und seine außen-,
innen- und wirtschaftspolitischen Richtlinien grundsätzlich respektierten.
Ihm selbst fiel die Übung in Kabinettsdisziplin bisweilen schwer, und er re-
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gierte nicht selten an der Ministerriege vorbei, so in der Frage der sogenann-
ten Wiederbewaffnung. Als sich Innenminister Heinemann über das man-
gelnde Befaßtsein der Regierung mit dieser Problematik beklagte und zudem
noch des Kanzlers außenpolitischen Primat der militärischen Westintegration
durch den deutschlandpolitischen der Wiedervereinigung ersetzt wissen
wollte und jegliche „Remilitarisierung“ als friedensgefährdend bezeichnete,
mußte er als Regierungsmitglied ausscheiden.3 Die von Heinemann gegrün-
dete GVP ging später in der SPD auf. Das Schicksal der Entlassung hätte bei-
nahe auch Ludwig Erhard ereilt, weil dessen konsumwirtschaftliches Kon-
zept anfangs konjunkturell nicht griff, sogar zu Versorgungsengpässen führ-
te, und die USA zudem vor dem Hintergrund des Korea-Krieges eine ihr
dortiges militärisches Engagement stützende Rohstoffplanung, gekoppelt mit
einer Investitionsgüterproduktion, einforderten. Erhard weigerte sich, die
vom Kanzler nun verlangten planwirtschaftlichen Korsettstangen in die
Wirtschaft einzuziehen, avancierte schließlich durch den plötzlichen außen-
wirtschaftlichen Korea-Boom zum Vater des 1951/52 beginnenden „Wirt-
schaftswunders“ und stilisierte sich zum neben Adenauer populärsten Politi-
ker und zur „Wahlkampflokomotive“ der CDU. Verteidigungsminister
Strauß verlor sein Regierungsamt durch eine Folge von Eigenmächtigkeiten,
die in der „Spiegel-Affäre“ kulminierten.4

Mit Ausnahme der dritten Wahlperiode (1957–1961), in der die Union
über die absolute Mehrheit verfügte, saß die FDP in der Ära Adenauer mit
am Kabinettstisch, obwohl sie wegen ihrer traditionellen Spaltung und auch
Abspaltung in Liberale und National-Konservative – von Adenauer viel be-
klagt – einen schwierigen Regierungspartner abgab, auf dessen Koalitions-
treue er aber wegen eines ausgeprägten Machtwillens setzen konnte. Union
und FDP verbanden vor allem wirtschaftspolitische Gemeinsamkeiten, Eu-
ropa- und Sicherheitspolitik sowie Antikommunismus. In der Opposition
versuchte die FDP, aus dem Windschatten der Union herauszutreten und ihr
deutschland- und ostpolitisches programmatisches Profil schärfer zu kontu-
rieren. Sie sendete erste Signale in Richtung Entspannung im Kalten Krieg,
die die SPD aufmerksam registrierte. Gleichzeitig setzte ein allmählicher
Entfremdungsprozeß gegenüber der CDU/CSU ein, was allerdings nicht
verhinderte, daß die geschwächt aus den Wahlen vom September 1961 her-
vorgegangene Union, insbesondere die CDU, sich noch einmal mit dem al-
ten Verbündeten zusammentat. Ende der 50er Jahre hatten aber bereits sich
zunehmend intensivierende Sondierungsgespräche zwischen der Union und
der SPD begonnen, nachdem diese sich in sicherheitspolitischen Fragen der
Regierungskoalition angenähert und mit dem Godesberger Programm ihrer
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sozialistischen Attribute entsagt hatte. Ende 1962 kam es dann zu von bei-
den Seiten als ernsthaft bezeichneten Koalitionsgesprächen, als die Spiegel-
Affäre zu einer Regierungskrise und in deren Folge zum Rücktritt der FDP-
Minister führte. Dies vor dem Hintergrund, daß wegen eines Artikels über
die lediglich bedingte Einsatzfähigkeit der Bundeswehr während der Kuba-
Krise staatsanwaltschaftliche Ermittlungen ohne rechtzeitige Information
des verantwortlichen FDP-Justizministers eingeleitet worden waren. Die
Spannung zwischen der Union und den Liberalen wuchs dadurch, daß Ver-
teidigungsminister Strauß in einem Akt von Amtsanmaßung die Verhaftung
des stellvertretenden Spiegel-Chefredakteurs Konrad Ahlers in Spanien ver-
anlaßt hatte, weshalb die FDP nun seinen Kopf forderte und dies zur Bedin-
gung des Wiedereintritts in die Koalition erhob. In dieser verfahrenen Situa-
tion suchte die CDU/CSU ihr Heil in einer großen Koalition, zu der führen-
de Sozialdemokraten grundsätzlich bereit waren. Sie scheiterte letztlich an
der dann doch von der Mehrheit der SPD-Fraktion im Bundestag abgelehn-
ten Adenauerschen Forderung nach Einführung eines Mehrheitswahlrechts,
mittels dessen die FDP 1965 aus dem Bundestag eliminiert werden sollte.
Durch die Verhandlungen waren zumindest die Sympathiewerte wechselsei-
tiger Wahrnehmung zwischen Union und Sozialdemokratie gestiegen. Der
Kanzler hatte der SPD durch die Konsultationen das von Herbert Wehner
lange erhoffte Prädikat „staatstragend“ verliehen, das als Gütesiegel die Vor-
aussetzung für die große Koalition von 1965 bot. Die FDP trat nun wieder
in die Regierung Adenauer ein, nachdem mit dem Verteidigungsminister
auch sein Staatssekretär und der des Justizministeriums auf dem Altar der
Koalition geopfert worden waren.

Der Wille der Westalliierten korrespondierte mit dem der westdeutschen
demokratischen Politiker der ersten Stunde dahingehend, einen ausgepräg-
ten Parlamentarismus als konstitutives Element und gleichzeitig als Kon-
trollinstrumentarium einer wiederum stabilen Regierung zu installieren. Die
dem Kanzler zugedachte politische Richtlinienkompetenz, von einem
machtbewußten Regierungschef konsequent für sich reklamiert, machte
Spannungs- und Reibungsverluste mit den anderen Verfassungsorganen un-
vermeidlich. Denn Adenauer unternahm in der Konstituierungs- wie Kon-
solidierungsphase der Bundesrepublik in der Doppelfunktion als Parteivor-
sitzender und Regierungschef erhebliche Anstrengungen, um Partei- und
Staatsorgane im Sinne der Errichtung einer Kanzlerdemokratie in ihren Auf-
gaben zu definieren, sie im gewaltenteiligen Verfassungsgefüge gemäß sei-
nem Demokratieverständnis zu plazieren und in ihrem Zusammenwirken zu
koordinieren. Dies begann im parlamentarischen Raum bei der kleinsten
Einheit, der Unionsfraktion, innerhalb deren er zunächst als Vorsitzender
des größten Landesverbandes der CDU, dann als deren Bundesvorsitzender
und als Parlamentsmitglied in der Rolle des Bundeskanzlers Führungsan-
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spruch (selbst auf Länderebene) erhob, seinen Einfluß auch nachhaltig in
dem insgesamt erfolgreichen Bestreben geltend zu machen verstand, die Ab-
geordneten der CDU/CSU auf Partei- und Regierungskurs zu bringen und
zu halten, sie im Dienste seiner Regierung zu instrumentalisieren und wenn
notwendig zu disziplinieren.

So bestimmte der Kanzler, unbeeindruckt von nachhaltigem mehrjähri-
gem Drängen der Fraktion, souverän selbst den Termin (7. 6. 1955), an dem
er das in Personalunion geführte Amt des Außenministers an seinen präsum-
tiven Nachfolger Heinrich von Brentano übergab. Und nur eine historische
Schrecksekunde lang war er der Überzeugungskraft erlegen, mit der seine
parlamentarischen Parteifreunde ihn vom Stuhl des Regierungschefs in den
Sessel des Bundespräsidenten hieven wollten. Adenauers Motive für einen
solchen Wechsel sind offenkundig: Zum einen wollte er als Bundespräsident
mit Vorschlagsrecht für den Bundeskanzler Ludwig Erhard als seinen politi-
schen Nachlaßverwalter im Palais Schaumburg verhindern, und zum ande-
ren die grundgesetzlich gebotenen politischen Möglichkeiten des Staats-
oberhauptes extensiver als Heuss nutzen. Da beides nicht mit hinreichender
Aussicht auf Erfolg durchsetzbar erschien, entschied er sich, Bundeskanzler
zu bleiben, dafür die Wahl Ludwig Erhards zum Bundespräsidenten zu lan-
cieren, um einen seiner Ansicht nach geeigneteren Kandidaten für die Kanz-
lernachfolge zu kreieren – ein vergebliches Bemühen.

Adenauers kurzzeitige Option für das Amt des Bundespräsidenten und
seine letztliche Entscheidung zur Beibehaltung des Amtes des Regierungs-
chefs selbst über die Bundestagswahl des Jahres 1961 hinaus hat zu seinem
wachsenden Autoritätsverlust auch und gerade in der Unionsfraktion ge-
führt und zu einem latenten Schwund seines politischen Ansehens ganz all-
gemein, zumindest im Inland. Adenauer schuf mit seinem Sinneswandel und
dann mit seiner Kanzlerschaft auf Zeit ein Machtvakuum mit der Folge in-
nenpolitischer Stagnation durch die Konkurrenzkämpfe führender Unions-
politiker um seine Nachfolge und um die damit verbundene Besetzung be-
deutsamer politischer Positionen. Aus diesem Kontext erklärt sich der Ver-
zicht renommierter CDU/CSU-Politiker auf das im September 1959
anzutretende Erbe von Bundespräsident Heuss. Der letztlich gewählte Bun-
desminister für Landwirtschaft Heinrich Lübke war eine Verlegenheitslö-
sung und seinem Amt als Staatsoberhaupt weder intellektuell, noch politisch
hinlänglich gewachsen. Adenauers Rückkehr auf die Abgeordnetenbank
(16. 10. 1963) geschah dann doch unter massivem Druck seiner Parteifreun-
de und aus mühsam gewonnener Einsicht in das Unvermeidliche.

Vor seinem Einzug in den Bundestag und seiner Bestallung zum Regie-
rungschef hatte Adenauer bereits die hohe Schule des Parlamentarismus er-
folgreich absolviert. Mit dem Amt des Oberbürgermeisters in Köln
(1917–1933) war der Vorsitz in der Stadtverordnetenversammlung verbun-
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den gewesen. Von 1921 bis 1933 präsidierte er dem Preußischen Staatsrat,
um 1946 zunächst dem britischen Zonenbeirat, dann als Fraktionsvorsitzen-
der der CDU dem Landtag von Nordrhein-Westfalen und letztlich dem das
Grundgesetz erarbeitenden Parlamentarischen Rat als Präsident anzugehö-
ren. Diese Erfahrung kam ihm im Umgang mit dem Bundestag zustatten.
Seinem Verständnis von parteiorientiertem Parlamentarismus gemäß ver-
schob er die gewaltenteilige Grenze zwischen Legislative und Exekutive in
den Bundestag. Hier verlief sie zwischen den Koalitionsabgeordneten auf
der einen Seite, die der Kanzler als Wasserträger seiner Politik erachtete und
einspannte, und den Abgeordneten der Opposition auf der anderen. So gese-
hen kam nicht nur den Vorsitzenden der Koalitionsfraktionen die Aufgabe
zu, ihre Mitglieder auf die Regierungspolitik und deren Verteidigung einzu-
schwören. Auch den während seiner Kanzlerschaft von der CDU als stärk-
ster Partei gestellten Bundestagspräsidenten verstand Adenauer als Expo-
nenten seines Regierungskurses, stellte ihn entsprechend unter Kuratel und
scheute sich auch nicht, in dessen Amtsführung einzugreifen. Unter solchem
Druck brach der erste, von Adenauer selbst nominierte Bundestagspräsident
Erich Köhler physisch und psychisch zusammen und mußte sein Amt aufge-
ben. Sein Nachfolger Hermann Ehlers war ebenfalls der Kandidat des Bun-
deskanzlers gewesen und dankte ihm dies als Repräsentant der evangelischen
Kirche, indem er die als katholisch apostrophierte Politik des Kanzlers in
protestantischen Kreisen nachhaltig vertrat und als überkonfessionell, sprich
als christlich interpretierte. Nach seinem plötzlichen Tod (29. 10. 1954) favo-
risierte Adenauer den aus dem evangelischen Widerstand kommenden Eu-
gen Gerstenmaier erfolgreich als Nachfolger. Des Kanzlers Wahl war aber
nicht nur aus konfessionellen Proporzgründen auf Gerstenmaier gefallen,
sondern weil dieser zu den Abgeordneten zu rechnen war, die intelligent und
ehrgeizig das Parlament zum Forum eigener Profilierung wählten – noch
dazu in Konkurrenz zu Adenauer auf dem Sektor der Außenpolitik. Zwar
stimmte Gerstenmaier mit den Grundzügen Adenauerscher Politik überein.
Aber in seiner schwäbischen Protestanten nachgesagten knorzigen Eigen-
willigkeit, gepaart mit zielstrebigem Machtbewußtsein, ließ er sich nicht hin-
länglich kujonieren. Der Bundeskanzler versuchte nicht selten, in den Gang
der Geschäftsdinge des Parlamentes einzugreifen oder z. B. massiv Einfluß
zu nehmen auf die Wahl der Vorsitzenden der Bundestagsausschüsse. Umge-
kehrt achtete er jedoch penibel darauf und reagierte entsprechend energisch,
wenn er der Auffassung war, die Legislative tangiere die Zuständigkeit der
Exekutive. „Der Bundestag war ein sehr junges Parlament“, lesen wir in
Adenauers Erinnerungen, „und viele seiner Mitglieder bemühten sich, über-
all in der Exekutive etwas zu tun, wo sie nichts verloren hatten“.5 Zwar hat

Einleitung8

5 Adenauer, Erinnerungen 1, S. 284.



es auch gegenüber Gerstenmaier nicht an Disziplinierungsversuchen gefehlt.
Aber dessen Selbstwertgefühl nahm unter Adenauerschen Attacken nicht
nennenswert Schaden, wie man in seinen Erinnerungen nachlesen kann: „Ich
hatte niemals […] den Wunsch, einem weniger kraftvollen und entschlosse-
nen Regierungschef gegenüber zu stehen“. Sein Ehrgeiz war es, einem Parla-
ment vorzustehen, „das ihm gewachsen war“.6 Adenauer qualifizierte das
Parlament als politisch zweitrangig, gemessen an der Bundesregierung, was
durch nichts signifikanter zutage trat als in der protokollarischen Deklassie-
rung des Bundestagspräsidenten als Verkörperung der Volksvertretung zum
dritten Mann in der politischen Hierarchie der Bundesrepublik hinter Bun-
despräsident und Bundeskanzler.

Daß die neue Republik föderativen Charakter besitzen sollte, entsprach
der Vorgabe der drei westlichen Besatzungsmächte ebenso wie dem Mehr-
heitswillen der Parteien. Über die Kompetenzen des Bundesrates und seine
Rechtsnatur als Gesetzgebungskörperschaft gingen die Auffassungen aller-
dings weit auseinander. Vor Regierungsantritt erweckte Adenauer den An-
schein, daß er der Länderkammer große politische Bedeutung beimesse. Das
wurde deutlich, als er im Vorhof der Macht einen Mitpromoter für sein
trickreiches Spiel um den Einzug ins Palais Schaumburg suchte. Bekanntlich
hat der Freistaat Bayern als einziges Bundesland das Grundgesetz nicht for-
mell ratifiziert, sich gleichwohl dem Mehrheitswillen gebeugt. Um Bayern
verpflichtend in die Gestaltung der Politik der jungen Bundesrepublik ein-
zubinden, auch um es gegenüber dem größten Bundesland Nordrhein-West-
falen als Repräsentant Süddeutschlands gebührend zu honorieren, offerierte
Adenauer dem bayerischen CSU-Ministerpräsidenten Hans Ehard das Amt
des Bundesratspräsidenten als Gegenleistung für seine Wahl zum Bundes-
kanzler durch die CSU-Bundestagsabgeordneten. Der Bundesrat allerdings
ließ den Kanzler wortbrüchig werden, indem er mehrheitlich Adenauers
Erzrivalen, den linkskonservativen nordrhein-westfälischen CDU-Mini-
sterpräsidenten Karl Arnold zu seinem ersten Präsidenten wählte. Seither
hegte der Kanzler einen permanenten Groll gegenüber der Ländervertretung
beim Bund, wobei es sein vordringliches Anliegen wurde, den Bundesrat
seines Anspruchs als gleichberechtigte parlamentarische Kammer neben
dem Bundestag zu entkleiden. Den argumentativen Ansatz bot die Tatsache,
daß der Bundesrat sich aus den Länderchefs bzw. deren Kabinettsmit-
gliedern und gegebenenfalls Beamten rekrutierte, die über kein eigens
über diese Funktion gedachtes Wählermandat verfügten. Anlaß und Mög-
lichkeit zur Deklassierung des Bundesrates als ein auf Länderangelegenhei-
ten beschränktes Mitsprachegremium boten Vorlage und Verabschiedung
der ersten von der Bundesregierung eigenverantwortlich ausgehandelten
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und zu ratifizierenden internationalen Vereinbarungen, nämlich über die
Gründung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft in Verbindung mit
dem Deutschlandvertrag zwischen der Bundesrepublik und den Besatzungs-
mächten nebst Nebenverträgen. Der Kanzler steuerte entschlossen auf Kon-
frontation und Machtprobe mit dem Bundesrat zu, indem er die Kontrakte
in zustimmungspflichtige – weil länderbezogene – und nicht zustimmungs-
pflichtige Teile splittete. Er provozierte damit den Einspruch der CDU- und
SPD-regierten Länder gleichermaßen, die in einem monatelangen Tauziehen
mit dem Bundeskanzler die Verabschiedung der Vertragswerke, die der Bun-
desrepublik immerhin eine nur durch wenige alliierte Vorbehaltsrechte ein-
geschränkte Souveränität zugestanden, hinausschoben. Die unionsregierten
Länder stellten letztlich zusammen mit der FDP/SPD-Regierung in Baden-
Württemberg föderative Interessen hinter die des Bundes zurück und ver-
halfen dem Kanzler mit der Kunst politischer Winkeladvokaten zum Erfolg:
Sie verabschiedeten die übereinstimmend für zustimmungspflichtig erachte-
ten Partien der Kontrakte, verzichteten aber darauf, wegen der strittigen Zu-
stimmungspflicht der Rahmenverträge die vorgeschriebene Frist zur Anru-
fung des Vermittlungsausschusses einzuhalten. Das bedeutete konkret, daß
das Gesamtvertragswerk den Bundesrat ohne Einspruch passierte. Die Frage
der Zustimmungspflichtigkeit blieb ungeprüft.

Der Bundesrat ist in seiner Geschichte nur noch einmal, rund 20 Jahre
später, vor eine ähnliche innere Zerreißprobe gestellt worden, nämlich über
dem Ratifizierungsverfahren zu den von der sozialliberalen Koalition abge-
schlossen Ostverträgen. Nun war es die Union, die ihre Mehrheit im Bun-
desrat gegen die Regierungsmehrheit im Bundestag auszuspielen suchte, um
die Konventionen zu Fall zu bringen. Die CDU/CSU-regierten Länder
sprangen zwar nicht über ihren politischen Schatten, ermöglichten aber un-
ter ausdrücklichem Bezug auf die Behandlung der Westverträge, daß War-
schauer und Moskauer Vertrag den Bundesrat mit ihrer Stimmenthaltung
passieren und damit wirksam werden konnten.

Um das präsidiale Recht der Weimarer Republik, den Regierungschef zu
ernennen, gebracht, sah sich das Staatsoberhaupt der Bundesrepublik weit-
gehend auf repräsentative Funktionen beschränkt, ohne daß sein Amt als
verfassungswirksame Instanz hinlänglich definiert gewesen wäre. Gleich-
wohl verstand es Theodor Heuss als erster Bundespräsident, dem Amt Re-
nommee und Würde zu verleihen. Er vereinigte vorteilhaft politische Erfah-
rung (als ehemaliger Abgeordneter des Reichstages 1924 –1928, 1930 –1933,
des Landtages von Württemberg-Baden, Kultusminister 1945 –1946 und
durch seine maßgebliche Mitbeteiligung an der Ausarbeitung des Grundge-
setzes) zum einen mit hoher Bildung, zum anderen mit analytischem Intel-
lekt als Professor für Neuere Geschichte und politische Wissenschaften und
letztlich tätiger Künstlerschaft als politischer Schriftsteller und begabter
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Zeichner und Maler. Günstigstenfalls – und in der Realität nicht selten – er-
gänzten sich Heuss und Adenauer als die Personifizierung von Geist und
Macht, wobei der Kanzler von letzterer – ungeachtet seines hohen Respektes
vor dem Bundespräsidenten –, wenn es seinen politischen Interessen diente,
aber listenreich und rücksichtslos Gebrauch machte. So ließ Adenauer nichts
unversucht, die Kompetenzen des Staatsoberhauptes möglichst eng abzustek-
ken oder nachträglich einzuengen. Im Zweifelsfalle beugte sich Heuss der
Staatsräson, wie bei nachfolgender Angelegenheit: Weil internationale Ver-
träge der Unterschrift des Staatsoberhauptes bedürfen, erbat der Bundesprä-
sident aufgrund ihm gesetzlich verbürgten Rechtes vom Karlsruher Bundes-
verfassungsgericht eine Expertise über die Grundgesetzkonformität des
EVG- und Deutschlandvertrages. Als das Bundesverfassungsgericht das
Gutachten vor seiner Erstellung als rechtsverbindlich für die Urteilsfindung
über eine bei ihm anhängige Feststellungsklage der SPD in derselben Sache
erklärte, veranlaßte Adenauer die Rücknahme des Gutachtengesuches durch
Heuss. Im zweiten Bundesverfassungsgerichtsgesetz ließ Adenauer das
Recht des Staatsoberhauptes, Gutachten beim obersten Verfassungsorgan
einzuholen, schlichthin streichen. Er beschnitt damit auch die Kompetenzen
des Bundesverfassungsgerichts.

Die Regierungs-, aber auch die demokratischen Oppositionsparteien er-
achteten ein der geschichtlichen Erfahrung Rechnung tragendes spezifisches
Nationalbewußtsein als einen bedeutsamen politischen Integrations- und
Stabilisationsfaktor des westdeutschen förderativ-republikanischen Teilstaa-
tes. Es sollte das Ergebnis eines initiierten und gesteuerten Selbstfindungs-
prozesses sein und – in dieser Auffassung waren sich vor allem Adenauer,
der in der Sache federführende Bundespräsident und die SPD einig – seinen
Ausdruck weitgehend frei von überkommenen nationalistischen Insignien
finden. Die Erfolgsaussichten durften, verglichen mit der Weimarer Repu-
blik, höher eingeschätzt werden, fehlte doch zunächst die Armee als zur
Schau gestellte Inkarnation tradierten preußisch-deutschen Staats- und Ge-
sellschaftsverständnisses. Seit sie Mitte der 50er Jahre in Form der Bundes-
wehr wieder erstand, haben sich ihre Soldaten als „Bürger in Uniform“ zu
verstehen, wird überkommene militaristische Gesinnung als Verhaltens-
norm durch das demokratische Prinzip der „Inneren Führung“ ersetzt.
Durch die Nationalhymne bekunden Staat und Staatsvolk besonders ein-
drucksvoll ihr historisches und gegenwärtiges politisches Selbstverständnis.
Was Wunder, daß Text und Melodie des Deutschlandliedes als Identifika-
tionssymbole der Bundesrepublik von ihren ersten Tagen an kritisch hinter-
fragt wurden. Theodor Heuss gab ein Surrogat in Auftrag, konnte sich aber
letztlich subkutaner Einführung der alten Hymne durch Adenauer nicht wi-
dersetzen. So blieb ihm nur, durch eine mit dem Kanzler abgestimmte Initia-
tive zur Wiederintonation des Deutschlandliedes das Gesicht als Staatsober-
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haupt zu wahren. Ähnlich gestaltete sich die Situation hinsichtlich der Ein-
führung neuer und der Genehmigung zum Wiederanlegen alter Orden. In
dieser Angelegenheit gab es zwischen Bundespräsident und -kanzler keine
grundsätzlichen Differenzen, wohl aber solche bezüglich ihrer temporären
Erledigung. Adenauer drängte, um dem politischen und sozialen Mißmut
und der Gefahr nationalistischer Radikalisierung sich formierender Interes-
senvertretungen ehemaliger Berufssoldaten und Waffen-SS-Angehöriger
entgegenzuwirken und sie positiv auf die seit 1950/51 in Rede stehende eu-
ropäische Verteidigungsgemeinschaft unter Partizipation westdeutscher
Streitkräfte einzustimmen.

Neben den eigentlichen Verfassungsorganen konstituierten sich oder per-
petuierten in Westdeutschland gesellschaftliche Korporationen, die nicht
ausdrücklich im Grundgesetz erwähnt sind, denen es aber indirekt einen
Platz im staatlichen Sozial- und Wirtschaftsgefüge einräumt, wenn es unter
dem die Vereinsfreiheit garantierenden Artikel 9 Abs. 3 heißt: „Das Recht,
zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Ver-
einigungen zu bilden, ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet.“7
Damit wiesen die Väter des Grundgesetzes Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-
organisationen eine über die Tarifpartnerschaft der Weimarer Zeit hinausge-
hende allgemeine wirtschaftspolitische Funktion zu. Der Deutsche Gewerk-
schaftsbund war sich als Einheitsorganisation aller Einzelgewerkschaften –
mit Ausnahme der DAG –, die Arbeitnehmer aller Konfessionen und Partei-
en – mit Ausnahme neofaschistischer – zusammenfaßte, seiner politischen
Potenz durchaus bewußt und willens, sie wirksam werden zu lassen. Als ein
öffentlicher Verband, der sich von allen politischen Entscheidungen mittel-
bar oder unmittelbar betroffen fühlte, hielt sich der DGB für verpflichtet,
wie es einer ihrer führenden Programmatiker formulierte, „zu allen Fragen
der Politik Stellung zu nehmen“, und zwar durch Beeinflussung des Parla-
ments und der öffentlichen Meinung.8 Als eines seiner wichtigen Ziele sah
der DGB die paritätische Mitbestimmung an, die von den westlichen Besat-
zungsmächten zumindest für den Montanbereich temporär zugestanden
worden war. Die von Adenauer geführten bürgerlichen Regierungen ver-
mochten das Rad der politischen Entwicklung diesbezüglich nicht zurück-
zudrehen, zeigten sich aber fest entschlossen, es anzuhalten, d. h. die Mitbe-
stimmung nicht auszuweiten. Die Prolongierung der alliierten Konzession
sollten sich die Gewerkschaften nach Adenauers Auffassung sogar etwas
kosten lassen, nämlich die Zustimmung zu einem westdeutschen Verteidi-
gungsbeitrag, der in Politik und Öffentlichkeit lange nicht mehrheitsfähig
erschien. Wenn auch der DGB von der den Verteidigungsbeitrag ablehnen-
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